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Wo Wachstum nun zum über-
geordneten politischen Ziel
wird, begibt sich die Politik in
Abhängigkeit zur Wirtschaft.
Denn das Wachstum machen
die Unternehmen – und die
diktieren dann die Bedingun-
gen. Mit niedrigen Steuern
müssen die Großkonzerne bei
Laune gehalten werden – ob
sie Beschäftigung schaffen
oder nicht. Ob sie Steuern
zahlen, spielt auch keine Rolle.

Diese Form der Wachs-
tumspolitik führt zwangsläufig
in den Staatsruin. Der Wettbe-
werb um die niedrigsten Un-
ternehmenssteuern führt dazu,
dass europäische Staaten in die
Pleite getrieben werden. Trotz
dieser verheerenden Auswir-
kung einer rein wachstumsori-
entierten Wirtschaftspolitik
wollen die Marktradikalen
nicht vom Kurs abweichen.

Ihre Parole bleibt: Der Staat
muss sparen. Was praktisch
heißt: Er muss seine ureigenste
Aufgabe gegenüber seinen
Staatsbürgern aufgeben und
immer mehr Unternehmen
privatisieren, die zum Beispiel
die Versorgung der Bürger si-
cherstellen: Stadtwerke, Post,
Bahn und so weiter. Was dabei
herauskommt, kann man in
deutschen Städten studieren.

Der Kahlschlag dieser Poli-
tik führt zum Abbau von regu-
lärer Beschäftigung und zur
Schwächung des Sozialstaats.
Denn je entfesselter die Märk-
te sind, desto schwächer wird
der Staat und desto geringer
fällt die Staatsquote aus. Dem
Staat geht das Geld aus, um
das zu gewährleisten, für das er
geschaffen wurde: Den Bürge-
rinnen und Bürgern ein exis-
tenzielle Grundlage zu schaf-
fen, die sie am Wohlstand teil-
haben lässt, um sich eine indi-
viduelle Existenzgrundlage
aufzubauen.

Um diese fatale Entwicklung
zu stoppen, brauchen wir eine
radikale Umkehr der Politik.
Wir brauchen eine Politik, die
auf mehr Wirtschaftsdemokra-
tie und einem qualitativen
Wirtschaftswachstum basiert,
das Innovation und Ressour-
censchonung beinhaltet.

Die IG Metall hat mit ihrer
bundesweiten Kampagne „Gu-
tes Leben“ bereits im letzten
Jahr eine politische Wende ge-
fordert. Die Menschen wollen
endlich gehört werden. Sie
sind nicht politikverdrossen.

Wir brauchen eine
radikale Umkehr in der Politik
Thorsten Gröger: Diese Art der Wachstumspolitik führt in den Staatsruin

Sie sind es nur Leid, an der
Nase herumgeführt zu werden
und ständig die Zeche für wirt-
schaftliche und politische Fehl-
entscheidungen zu zahlen.

Die Atomkatastrophe ist nur
ein Synonym für die fatale
Ausrichtung der Politik nach
rein ökonomischen Interessen
unter dem Diktat der globalen
Wirtschaftsunternehmen. Es
ist nicht richtig, dass die Ge-
sellschaft rein nach dem Kos-
tendenken der Aktionäre aus-
gerichtet wird.

Um dies zu ändern, brau-
chen wir eine Ausrichtung der
Politik, die die Finanzmärkte
zügelt und die neue Wege au-
ßerhalb des alten wachstums-
orientierten Wirtschaftsden-
kens beschreitet. Die eine ge-
rechtere Besteuerung von Ver-
mögen und höheren Einkom-
men einleitet.

Wir brauchen auch mehr
Wirtschaftsdemokratie, die die
Nachhaltigkeit von Ressourcen
und den Wert der Arbeit si-
chert. Wir müssen künftig
sorgfältiger mit unseren Roh-
stoffen umgehen: Das setzt vo-
raus, das wir wieder auf langle-
bige Produkte und Service statt
auf Billigprodukte setzen müs-
sen. Wir müssen neue Tech-
nologien fördern, müssen
Energie sparen und müssen die
Menschen mehr am ökonomi-
schen Erfolg teilhaben lassen.

Dafür muss die Arbeitskraft
aufgewertet und fair bezahlt
werden. Wir müssen Beschäf-
tigungsverhältnisse neu defi-
nieren. Es kann nicht sein, dass
eine ganze Generation durch
prekäre Arbeitsverhältnisse wie

schlechtbezahlte Leiharbeit in
die Altersarmut getrieben wird.

Doch noch immer sieht die
Realität anders aus. Die
schwarz-gelbe Bundesregie-
rung handelt weiter auf der Ba-
sis des von der Union einge-
brachten „Wachstumsbe-
schleunigungsgesetzes“.

Die Auswirkungen auf die
Volkswirtschaft werden deut-
lich, wenn man den Auf-
schwung nach der Krise be-
trachtet. Die Finanzmärkte
schachern weiter wie vor der
Krise. Die steigende Beschäfti-
gung basiert auf prekären und
nicht existenzsichernden Jobs.
Mehr als zwei Drittel der Un-
ternehmen setzen heute auf die
Leiharbeit statt neu einzustel-
len.

Leiharbeit und befristete
Einstellungen sind schon lange
nicht mehr die Ausnahme,
sondern die Regel. Die jüngste
Befragung unserer Betriebsräte
zeigt, das nur noch ein Fünftel
des Beschäftigungszuwachses
in der Metall- und Elektroin-
dustrie auf das Konto von nor-
malen Arbeitsverhältnissen
geht. Das ist im Hinblick auf
die Zukunft des Wirtschafts-
standortes Deutschland ein Sa-
botageakt.

Deutschland kann den glo-
balen Wettbewerb langfristig
nur mit Innovationen und
hochqualifizierten Fachkräften
gewinnen. Deshalb muss die
Politik jetzt Rahmenbedingun-
gen schaffen, die moderne
Technologien fördern.

Zielsetzung muss eine breite
Qualifizierungsoffensive sein.
Unternehmen müssen in die

Pflicht genommen werden,
auszubilden und die Beschäf-
tigten zu qualifizieren. Die
Hartz-IV-Gesetze müssen er-
neut auf den Prüfstand. Wir
brauchen Gesetze, die die
Leiharbeit regulieren. Und wir
brauchen die Absicherung des
Niedriglohnsektors durch exis-
tenzsichernde Mindestlöhne.

Um es noch deutlicher zu
machen: Deutschlands Vorteil
beruht nicht auf einem Reich-
tum an Bodenschätzen. Der
Vorteil der deutschen Wirt-
schaft liegt in der Kreativität
und in der Innovationskraft
besonders gut qualifizierter
Fachkräfte. Es ist und bleibt
töricht, diese Fachkräfte durch
Dumping-Strategien der Ar-
beitgeber und durch das
Nichtstun der Regierungspar-
teien unter Druck zu halten.

Und es ist dumm, junge
Menschen nicht auszubilden.
Und wenn doch, nach der
Ausbildung bestenfalls mit ei-
nem befristen Arbeitsverhält-
nis abzuspeisen, bevor man sie
endgültig auf die Straße
schickt und ihrem Schicksal
überlässt, das all zu oft in die
Leiharbeit führt. Und es ist
ein Rückschritt für die ganze
Gesellschaft, immer größere
Segmente der Arbeitswelt mit
prekärer Beschäftigung zu fül-
len.

Die deutschen Wähler ent-
decken ihre Macht wieder. Sie
gehen auf die Straße. Sie wol-
len es sich nicht länger gefal-
len lassen, dass die Politik
beim Aufspalten der Arbeits-
welt – und damit der Gesell-
schaft in arm und reich –
Schmiere steht oder sogar
noch Hilfsdienste durch ent-
sprechende Gesetze leistet. Es
muss Schluss sein mit dem
Einsacken von Extraprofiten
durch Lohndumping und dem
Missbrauch von Leiharbeit.

So scheint Fukushima mehr
zu bedeuten als ein Umschal-
ten der Energiepolitik von
Atom auf Solar. Vielen scheint
jetzt klar zu werden, dass diese
Katastrophe eine Zeitwende
eingeleitet hat. Wir müssen
einen neuen Blick auf unser
Wirtschaften, auf den Fort-
schritt und den Wachstums-
zwang werfen und damit auf
die Energie und Ressourcen
verschlingende Art und Wei-
se, wie wir leben.

• Thorsten Gröger ist
Erster Bevollmächtigter
der IG Metall Nienburg-
Stadthagen.

Auch die Explosion auf der Ölplattform Deepwater Horizon im Vorjahr
markiert eine Grenze im Streben nach immer mehr Wachstum. Foto: pr.

GRILLPARTY ?!
Wir halten da so einiges bereit !

Sie kommen einfach zu uns und holen die
leckeren Grillwürstchen ab …

… und die Grillparty
kann losgehen

Bratwurst,
Schinkengriller,

Krakauer, Salate & Co.
Öffnungszeiten:

Montag bis Freitag von 7.00 bis 17.00 Uhr

Hansa Feinkost GmbH
Großes Klosterfeld 3

31655 Stadthagen

Tel. 05721 / 97370

Gewerkschaft
Erziehung
undWissenschaft

Kreisverband Schaumburg
- mehr als nur eine Gewerkschaft

Die Bildungsgewerkschaft in Schaumburg:
- demokratisch
- engagiert
- kompetent

Steffen Holz: Die acht ältesten
Atommeiler müssen dauerhaft vom Netz

VON STEFFEN HOLZ

„Das ist das Mindeste: Faire
Löhne, gute Arbeit, soziale
Sicherheit!“ So lautet unser
diesjähriges Motto zum 1.
Mai.

So wichtig diese Grund-
pfeiler für ein menschenwür-
diges Leben sind, so verblas-
sen sie doch etwas vor dem
Hintergrund der Atomkatas-
trophe im japanischen Fu-
kushima. Ab sofort verbietet
sich das Wort „Restrisiko“
endgültig, das einen mögli-
chen Nuklearunfall mit apo-
kalyptischen Konsequenzen
maßlos verharmlost.

Wir fordern deshalb, dass
die acht ältesten Atommeiler
dauerhaft vom Netz gehen.
Die Reststrommengen dür-
fen nicht übertragen werden,
und die Bundesregierung
muss die Laufzeitverlänge-
rungen zurücknehmen.

Der Atomausstieg muss
mit deutlicher Beschleuni-
gung wieder in Fahrt kom-
men. Je mehr Atomstrom ins
Netz eingespeist wird, desto
weniger rechnen sich Inves-
titionen in den Ausbau er-
neuerbarer Energien.

Unterstützen Sie uns
beim Kampf für faire
Löhne und gute Arbeit

Die Laufzeitverlängerun-
gen bergen nicht nur zusätz-
liche Risiken durch Material-
ermüdungen, sondern ge-
fährden auch die Schaffung
hunderttausender Arbeits-
plätze. Die Forderungen des
Maimottos gelten deshalb
gerade auch für den Atom-
ausstieg und den damit ver-
bundenen Ausbau der erneu-
erbarer Energien.

Die Energiekonzerne dür-
fen Atommeiler nicht auf
dem Rücken der Beschäftig-
ten stilllegen. Für die Be-
schäftigten in den Betrieben
der Solar- und Windener-
gie-Wirtschaft sind Tarifver-
träge auf Branchenniveau
und die Mitbestimmung ab-
zusichern.

Der Kampf für faire Löh-
ne, gute Arbeit und ein sozial
abgesichertes Leben in ge-
sunder Umwelt braucht auch
seine Feste. Sie unterstützen
uns und tun sich selbst etwas
Gutes, wenn Sie mit uns fei-
ern. Deshalb lade ich Sie ein:
Seien Sie dabei am 1. Mai.

• Steffen Holz ist
Gewerkschaftssekretär
beim DGB (Region
Niedersachsen-Mitte).

Jeder nach seinen Möglichkeiten

VON GISELA NATZEL

Ende des vergangenen Jahres
bis weit in den März 2011 hi-
nein fanden die Organisati-
onswahlen bei der Vereinig-
ten Dienstleistungsgewerk-
schaft (ver.di) statt. Hierbei
wurden auf allen Ebenen die
Gremien neu gewählt.

Eines dieser Gremien ist
der Ortsverein Stadthagen,
der für den nördlichen Teil
des Landkreises zuständig ist.
Auf einer Mitgliederversamm-
lung wurde der neue Ortsver-
einsvorstand gebildet. Eine
bunte Mischung aus „alten“
und neu gewählten Mitglie-
dern will sich nun in das poli-
tische Leben unserer Region
einmischen und gewerkschaft-
liche Arbeit leisten.

Im Vorsitz hat es einen
Wechsel gegeben. Neue Orts-
vereinsvorsitzende wurde Gi-
sela Natzel (Fachbereich „Ge-

Neuer Vorstand im ver.di-Ortsverein Stadthagen gewählt / Gisela Natzel an der Spitze

sundheit, soziale Dienste,
Wohlfahrt und Kirchen“), da
Thomas Schmidt für dieses
Amt nicht mehr zur Verfü-
gung stand.

Ihr zur Seite stehen als
stellvertretende Vorsitzende
Gabriele Walz (Fachbereiche
„Gemeinden“ und „Gesund-
heit, soziale Dienste, Wohl-
fahrt und Kirchen“), Karin
Plöger (Fachbereich „Ge-
meinden“) und Walter
Braams (Fachbereich „Bund
und Länder“). Als Beisitzer
wurden gewählt: Manfred Do-
browolski, Friedrich Ehler-
ding, Herwig Nordmann,
Thomas Schmidt, Marion
Lenz, Antje Baumgart, Hans-
Jörg Van Daake, Frank Beller-
sen, Siegfried Karge, Christel
Schubeck, Petra Hiller und
Roswitha Thiele.

Ortsvereinsarbeit heißt für
uns: Jeder und Jede nach sei-
nen beziehungsweise ihren

Möglichkeiten. Wir haben
Beruf, Familie und Hobbys
und bringen uns soviel ein,
wie wir leisten können und
möchten – und genauso viel,
dass es uns auch Spaß macht.

Wir freuen uns sehr über
interessierte Kolleginnen und
Kollegen, die Lust haben,
reinzuschauen und uns viel-
leicht bei der einen oder ande-
re Aktion unterstützen. Der

ver.di-Ortsverein Stadthagen
steht allen offen.

Weitere Infos und Kontakt-
daten gibt es über die ver.di-
Geschäftsstelle, Telefon
(0 57 21) 92 42 45, sowie im In-
ternet unter www.hannover.
verdi.de/ortsvereine/ov_stadt-
hagen.

• Gisela Natzel ist
Vorsitzende des ver.di-
Ortsvereins Stadthagen.

Der neue Vorstand des ver.di-Ortsvereins Stadthagen hat seine Ar-
beit aufgenommen. Foto: rg
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